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Vorwort 

Der vorliegende Beitrag zur finanzwirtschaftlichen  Ordnungspolitik 
entstand in der Zeit von November 1990 bis März 1993 am Institut für 
Finanzwissenschaft der Westfälischen Wilhelms-Universität in Münster. Im 
Juli 1993 wurde er durch die wirtschaftswissenschaftliche  Fakultät als 
Dissertation angenommen. 

Mein Dank gilt in erster Linie meinem verehrten Lehrer Professor  Dr. 
H. Grossekettler für die hervorragende fachliche und persönliche Betreu-
ung. Auf seine Anregung geht diese Arbeit zur Subventionspolitik zurück. 
Auch dem Koreferenten  der Arbeit, Professor Dr. I. Metze, sowie meinen 
Kolleginnen und Kollegen danke ich für ihre hilfreichen Kommentare. 
Schließlich gebührt mein Dank der Graduiertenförderung,  die das Ent-
stehen der Arbeit durch ein großzügiges Stipendium unterstützte. 

Bonn, im Januar 1994 Markus Nieder-Eichholz 
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Einleitung 

Am 9. Dezember 1958 widmete der damalige Bundesminister der 
Finanzen, Franz  Etzel , einen bedeutsamen Teil seiner Haushaltsrede der 
Gewährung von Subventionen und betonte hierbei insbesondere die 
negativen wirtschaftspolitischen Effekte  dieser Staatsleistungen.1 Diese 
Rede löste eine Anfrage der Deutschen Partei aus, in der die Bundes-
regierung zu einer - bis dato nicht existierenden - Zusammenstellung der 
gewährten Subventionen ersucht wurde, und war insofern der Wegbereiter 
einer verstärkten öffentlichen  Diskussion zum Thema "Subventionen" in 
Deutschland. Der Diskussionsgegenstand hat bis heute nichts von seiner 
Aktualität eingebüßt. Er ist vielmehr zum "Dauerbrenner" politischer und 
theoretischer Auseinandersetzungen avanciert. 

Der hohe Stellenwert der Subventionspolitik in der öffentlichen  Debatte 
ist insbesondere der Aufdeckung immer neuer Subventionsskandale, 
Mittelverschwendungen und Ungerechtigkeiten bei der Vergabe von 
Förderleistungen zuzuschreiben. Zum schlechten Image der staatlichen 
Förderleistungen trägt weiterhin bei, daß sie unter ordnungspolitischen 
Gesichtspunkten vielfach negativ beurteilt werden. Vermehrt in finanzpoli-
tischen Krisenzeiten wird - dem "Diktat der leeren Kassen" folgend -
daher von Politikern aller Couleur regelmäßig die gutklingende, zumeist 
aber nicht näher konkretisierte Forderung nach einem umfassenden 
Subventionsabbau aufgestellt. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es sonderbar, daß eine umfassende 
Eindämmung der Subventionsvergabe bislang nicht zustande kam, und 
einzelne Streichaktionen zumeist nur eine geringe Einschränkung weniger 
Förderleistungen bewerkstelligen konnten. Hier kommt zum Ausdruck, daß 
die Durchsetzung ökonomischer Rationalität im Subventionswesen einen 
tiefen Einschnitt in gewährte Vergünstigungen und Sondervorteile im-
plizieren würde, der mit den Interessenstrukturen von Subventionsempfän-
gern und -gebern nicht in Einklang zu bringen ist. Weil die Aktivitäten 

1 Vgl. Etzel , F.  (1958), S. 2885 f. 

2 Nieder-Eichholz 
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dieser Gruppen derzeit nicht durch bindende Regeln so eingedämmt 
werden, daß sie ökonomischen Effizienzanforderungen  genügen, kann hier 
von einem Ordnungsdefizit  im Subventionsbereich gesprochen werden. 

Ein erstes Ziel dieser Arbeit ist es, dieses Defizit näher auszuleuchten 
und insbesondere die Ursachen der subventionspolitischen Ineffizienzen 
aufzuspüren. Außerdem sollen hier die ökonomischen Anforderungen  an 
eine Subventionsordnung  entworfen werden. Hierfür  bietet es sich an, die 
ökonomischen Effizienzanforderungen  in die Gestalt von rechtlich binden-
den Subventionsgrundsätzen zu kleiden. 

Vergleichbare Grundsätze werden in der Finanzwissenschaft bereits seit 
langem auf dem Gebiete der Besteuerung diskutiert und sind auch in der 
Form von Budgetgrundsätzen im deutschen Haushaltsrecht fixiert.2 Spe-
zielle Subventionsgrundsätze sind dagegen - wenn überhaupt - nur 
rudimentär ausgeprägt und werden zumeist nicht näher in bezug auf ihre 
ökonomische Sinnhaftigkeit diskutiert. Diese Arbeit soll daher einen 
Beitrag dazu leisten, auch im Subventionsbereich eine verstärkte Hinwen-
dung zu ordnungspolitischen Fragestellungen und Gedanken zu etablieren. 
Um den aufgezeigten Intentionen Rechnung tragen zu können, wird 
folgender  Gang der  Untersuchung  gewählt: 

Der erste  Teil  der Arbeit widmet sich den Grundlagen des Subventions-
wesens. Hier gilt es zunächst, den - in Theorie und Praxis - strittigen 
Subventionsbegriff  näher zu umreißen und somit das zentrale Erkenntnis-
objekt der Arbeit genau zu charakterisieren. Um den Stellenwert der 
Subventionsvergabe in der Praxis zu verdeutlichen, wird daraufhin ein 
knapper Abriß der Subventionsentwicklung in Deutschland sowie ein 
Überblick über die Bedeutung der Subventionsvergabe in anderen ausge-
wählten Staaten gegeben. 

Aufbauend auf diesen Grundlagen wird im zweiten  Teil  der Arbeit 
versucht, die Notwendigkeit einer Subventionsordnung darzulegen. Um die 
Beurteilung der Subventionsvergabe vornehmen zu können, bedarf  es hier 
zunächst der Aufstellung eines Referenzsystems. Daraufhin wird - vor dem 
Hintergrund dieses Systems - eine Analyse potentiell legitimer Einsatz-
felder von Subventionen vorgenommen. Dieser Schritt ist Voraussetzung 
für die folgenden Überlegungen, weil eine Ablehnung jeglicher Subven-
tionsgewährung die Aufstellung subventionspolitischer Vergabegrundsätze 
im Rahmen einer Subventionsordnung obsolet machen würde. Nach dem 

Vgl. zu den Besteuerungsgrundsätzen Neumarlc,  F.  (1970), zu den Budgetgrundsätzen 
statt vieler Senf,  P. (1977), S. 371 ff. 
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Aufzeigen möglicher Einsatzfelder der Subventionsvergabe werden Mängel 
der Subventionspolitik dargestellt, um zu zeigen, daß die praktizierte 
Politik vielfach nicht mit den ökonomischen Effizienzanforderungen 
übereinstimmt. Bevor ein Verbesserungsvorschlag zur Eliminierung 
derartiger Soll-Ist-Differenzen  aufgestellt werden kann, ist eine umfassende 
Analyse der Mängelursachen vonnöten. Dabei ist eine fächerübergreifende 
Betrachtungsweise unabdingbar. Das Herausfiltern  der Ursachen der 
Ineffizienzen  beginnt insofern mit der Analyse der subventionsrechtlichen 
Bestimmungen in Deutschland. Hier soll insbesondere geprüft  werden, ob 
Lücken bzw. Unzulänglichkeiten der herrschenden Rechtsordnung für ein 
Auseinanderfallen von Legalität (Übereinstimmung der Subventionsvergabe 
mit dem positiven Recht) und Legitimität (Übereinstimmung der Sub-
ventionsvergabe mit aus ökonomischer Sicht sachgerechten Normen) im 
Subventionsbereich ursächlich sein können. Nach dieser rechtlich-in-
stitutionellen Betrachtung werden im folgenden Kapitel sozialwissen-
schaftliche Aspekte in die Arbeit integriert. Hier wird das Verhalten der 
am Subventionsprozeß Beteiligten daraufhin untersucht, ob es für die 
aufgefundenen  subventionspolitischen Ineffizienzen  ursächlich sein kann. 
Schließlich widmet sich der letzte Abschnitt des zweiten Teils der Effektivi-
tät praktizierter, systematischer Subventionseindämmungsversuche, die als 
potentielle Substitute einer Subventionsordnung eingestuft werden können. 
Erst die Unzulänglichkeit derartiger Versuche läßt es gerechtfertigt 
erscheinen, von der Notwendigkeit einer Subventionsordnung zu sprechen. 

Im dritten  Teil  der Arbeit wird daraufhin die in Rede stehende Sub-
ventionsordnung konkretisiert. Nach einer Darstellung der Anforderungen 
und Funktionen eines derartigen institutionellen Arrangements werden die 
einzelnen Subventionsgrundsätze näher diskutiert. Diese Prinzipien sollen 
die Verhinderung und den Abbau illegitimer Subventionen erleichtern und 
für eine effiziente  Gestaltung legitimierbarer Subventionen Sorge tragen. 
Anschließend wird aufgezeigt, wie eine Orientierung der Subventionsgeber 
an diesen Grundsätzen und somit die Beachtung ordnungspolitischer 
Prinzipien im Subventionsbereich sichergestellt werden kann. 

Eine Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse beendet die Arbeit. 


